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Einleitung 

I. Gegenstand und Methode dieser Arbeit 
I. Gegenstand und Methode 

Das Zivilgerichtsverfahren dient dazu, Rechtsstreitigkeiten endgültig bei-
zulegen und subjektive Rechte wirksam durchzusetzen. Es erreicht dieses 
Ziel, wenn präzise bestimmt ist, worüber die Parteien des Verfahrens ei-
gentlich streiten. Inhalt und Umfang des Rechtsstreits müssen klar umris-
sen sein, damit auf dieser Basis ein aussagekräftiges Urteil ergehen kann 
und die Aussicht besteht, dass weitere Verfahren die frühere Entscheidung 
nicht in Frage stellen. 

Das heutige deutsche Zivilverfahren arbeitet bei dieser Inhaltsbestim-
mung mit dem Begriff des Streitgegenstands, der als prozessualer An-
spruch das Rechtsschutzbegehren des Klägers deutlich macht. Die Eigen-
ständigkeit des prozessualen gegenüber dem materiellrechtlichen Anspruch 
ist ein Resultat der Verselbstständigung des deutschen Verfahrensrechts im 
Verlauf des 19. Jahrhunderts. Zuvor waren materiellrechtliche und pro-
zessuale Aspekte in der Figur der actio, zu deutsch Klagerecht, verquickt. 
Noch konsequenter aktionenrechtlich war das englische Recht ausgerich-
tet; einen spezifisch materiellen Rechtsbereich kannte es die längste Zeit 
nicht, denn die gesamte Rechtsordnung war auf das Gerichtsverfahren aus-
gerichtet und ordnete subjektive Rechte nach den Anforderungen an ihre 
prozessuale Geltendmachung.  

Auch das englische Recht bleibt freilich die Antwort nicht schuldig auf 
die Frage, welchen Inhalt seine Gerichtsverfahren haben. Diese Arbeit ver-
gleicht funktional1, wie sich die Parteien vor Gericht auf den Inhalt ihres 
Rechtsstreits verständigen und welche Techniken sie dabei anwenden. 
Lässt sich die Streitsache nach allgemeingültigen Merkmalen festlegen 
oder kommt es auf einzelfallbezogene Lösungen an? Welche Rolle spielt 
das Gericht bei dieser Festlegung? Und falls der Inhalt des vor Gericht ver-
handelten Rechtsstreits einzelfallbezogen abgegrenzt wird: Folgt auch die-
ser relative Lösungsansatz einer inneren Ordnung? 

                                                 
1 Zur Funktionalität als methodischem Grundprinzip der Rechtsvergleichung vgl. Es-

ser, Grundsatz und Norm, S. 349 f.; Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsverglei-
chung, S. 33; ähnlich Seif, Recht und Justizhoheit, S. 38, die für die vergleichende 
Rechtsgeschichte nicht Begriffe, sondern Schutzrichtungen als Vergleichspunkte wählt. 
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Untersuchungsschwerpunkt ist der Verfahrensabschnitt der Klageerhe-
bung und Streitstoffeinbringung, da die Parteien in ihm den Streit definie-
ren. Das Beweisverfahren sowie der genaue Ablauf der mündlichen Ver-
handlung beziehungsweise des trial werden dagegen ausgeklammert. Von 
Bedeutung sind auch Gegenstand und Umfang des richterlichen Urteils, 
bildet doch das Urteil die Antwort auf die Klage.2 Im Rahmen des funktio-
nalen Vergleichs wird diese Arbeit also auch zur Sicherung endgültiger 
Entscheidungen Stellung nehmen müssen, die das deutsche Recht als 
Rechtskraft bezeichnet. Die weiteren Problemkreise, für die in Deutsch-
land in Gestalt von entgegenstehender Rechtshängigkeit, Klageänderung 
und Klagehäufung der Streitgegenstandsbegriff bedeutsam ist, spricht sie 
ebenfalls an, um die Abgrenzungswirkung der Streitsache einzuschätzen. 

Die Bedeutung einer vertieften Kenntnis der Streitsache in unterschied-
lichen europäischen Verfahrenssystemen zeigt sich an der zunehmenden 
wirtschaftlichen Verflechtung und rechtlichen Integration der EU. Der 
EuGH hat bereits einen eigenen Ansatz bei der Anwendung von Art. 27 
EUGVVO gebildet, um die mehrfache Rechtshängigkeit derselben Sache 
in verschiedenen Mitgliedsstaaten zu verhindern.3 Hintergrundfrage dieser 
Untersuchung ist, ob nicht eine umfangreichere Rechtsvereinheitlichung 
möglich ist, die an Korrelationen zwischen nationalen Rechtsinstituten 
anknüpft. Da die Streitsache eine Schlüsselstelle zwischen Zivilverfahren 
und materiellem Recht besetzt und erst sie die Abgrenzung unterschiedli-
cher Klagen voneinander ermöglicht, ist die Bestimmung ihrer Elemente 
und ihres Umfangs ein potentieller Wegbereiter auf der Suche nach Über-
einstimmungen für ein solches gesamteuropäisches Zivilverfahren. Ein 
Blick auf die Elemente des europäischen Streitgegenstandsbegriffs und der 
Vergleich des deutschen und englischen Ansatzes mit der Auslegung des 
EuGH wird daher die Arbeit abschließen. 

Diese Untersuchung hat das deutsche und englische Zivilverfahren aus-
gewählt, weil beide Länder in Europa rechtspolitisch besonderes Gewicht 
besitzen und mit kodifiziertem kontinentaleuropäischem Recht auf der ei-
nen und richterrechtlich geprägtem common law auf der anderen Seite des 
Ärmelkanals ganz unterschiedliche Ausgangspunkte für die Struktur ihres 
Rechtssystems herausgebildet haben. Dies lässt erwarten, dass Unterschie-
de und Gemeinsamkeiten im Laufe des Vergleichs deutlich hervortreten 
und schließlich die Hypothese stützen oder widerlegen werden, dass sich 
diese beiden europäischen Verfahrensordnungen durch jüngere Gesetzesre-
formen einander angenähert haben. 

Der Klageinhalt und die Technik der Streitfestlegung werden auch 
rechtshistorisch aufgearbeitet. Die Kenntnis ihrer Entwicklungsgeschichte 

                                                 
2 Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, § 88, Rn. 8. 
3 EuGH NJW 1989, S. 665 (Gubisch); EuGH EuZW 1995, S. 309 (Tatry). 
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ist vor allem für das Verständnis der englischen Verfahrensregeln notwen-
dig, denn die Beständigkeit des common law, das in seiner Geschichte kei-
ne wesentlichen Brüche verkraften musste, hat zu einer Verschmelzung 
geführt, in der sich Überreste beider Teile des früher zweigeteilten engli-
schen Zivilverfahrens finden. Aus der Einbeziehung der Regeln, die vor 
der Vereinheitlichung des Zivilverfahrensrechts galten, sollen Kontinuitä-
ten und Brüche identifiziert werden, aus denen die gegenwärtigen Regeln 
zur Streitbestimmung entstanden sind, so dass die Geschichte des Rechts-
denkens im deutschen und englischen Zivilverfahrensrecht verständlicher 
wird. 

Drei Abschnitte markieren den Gang dieser Arbeit: Zu Beginn beleuch-
tet sie die bis zum 19. Jahrhundert aktionenrechtlich geprägten Verfah-
renskonzepte, die in Deutschland territorial abgegrenzt waren durch den 
meist subsidiär anzuwendenden gemeinen Prozess und die partikularen 
Verfahrensordnungen, in England dagegen inhaltlich durch die Rechts-
zweige common law und equity. Der mittlere Abschnitt erarbeitet die Ver-
fahrensreformen in den Jahren 1873–1875 sowie 1877, die mit den Judica-
ture Acts und der Reichscivilprozeßordnung beinahe zeitgleich in England 
wie in Deutschland vereinheitlichte Verfahrensordnungen schufen und 
damit die Grundsteine für Klage und Streitsache in ihrer heutigen Form 
legten. Dabei soll untersucht werden, an welchen Stellen die neuen Regeln 
zur Streitbestimmung an bestehende Rechtsgedanken anknüpften und wo 
sie sich bewusst von Rechtstraditionen abgrenzten. Die Schlussstrecke des 
Weges bildet eine verknüpfte Auseinandersetzung mit den vereinheitlich-
ten Regeln zur Streitbestimmung und den Problemkonstellationen, in de-
nen die Streitsache zur Abgrenzung von Klagen benötigt wird. Am Ziel 
angekommen, sollen die gewonnenen Erkenntnisse einen Vergleich der 
europäischen Streitsachenbestimmung mit den Denktraditionen zweier 
ausgesuchter europäischer Länder ermöglichen. 

 
 

II. Zur Begrifflichkeit 
II. Zur Begrifflichkeit 

Viele englische Rechtsinstitute finden keine unmittelbare Entsprechung im 
deutschen Recht. Dies erschwert auch eine Übertragung ins Deutsche, so 
dass in dieser Arbeit besondere englische Begriffe zum Teil unübersetzt 
bleiben.4 

                                                 
4 Zur Unübersetzbarkeit von Begriffen der englischen Rechtssprache vgl. Lin-

hart/Stone, Englische Rechtssprache, S. 3, 7, 15. 
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In der englischen Rechtswissenschaft fällt manchmal der Begriff subject 
matter als Kennzeichnung für die in Streit stehende Sache.5 Die geltende 
englische Verfahrensordnung, bestehend aus den Civil Procedure Rules 
und ergänzenden Practice Directions, verwendet diese Bezeichnung aller-
dings nicht. Auch die Rechtsprechung und die einschlägigen Zivilprozess-
rechtshandbücher führen sie nicht als Begriff mit besonderem dogmati-
schem Gehalt. Ein fester Platz des subject matter in der englischen Rechts-
sprache ist nicht auszumachen. Wird der Begriff verwendet, so ist dies 
untechnisch zu verstehen; gemeint ist dann der „behandelte Gegenstand“, 
der in der englischen Sprache das vorliegende Thema kennzeichnet6 und 
auch außerhalb des juristischen Kontexts vorkommt.7 Diese Arbeit spricht 
daher für das englische Recht, ebenso wie für das deutsche Recht vor Ein-
führung der Reichscivilprozeßordnung im Jahr 1877, von „Streitsache“, 
um sie vom „Streitgegenstand“ im Sinne deutscher Lehren abzugrenzen 
und einen hermeneutischen Zirkelschluss zu vermeiden.  

Nicht mit der Streitsache verwechselt werden darf der „Streitpunkt“. 
Damit kennzeichnet diese Arbeit einen für den Ausgang des Falles wesent-
lichen Aspekt, der von der einen Seite behauptet, von der anderen jedoch 
bestritten wird und deshalb der Entscheidung des Gerichts bedarf. Die 
Streitsache bezeichnet das, worüber die Parteien im Prozess streiten und 
ein Urteil erstreben; der Streitpunkt zeigt, über welche einzelnen Sach- und 
Rechtsfragen gestritten wird. Er bildet sich aus dem von den Parteien ein-
gebrachten Streitstoff und wird im englischen Recht als issue bezeichnet.  

 
 

III. Forschungsstand 
III. Forschungsstand 

Einen Ausgangspunkt für die Entwicklung des deutschen und englischen 
Zivilverfahrens von europäischer Warte aus bietet Van Caenegem.8 Die 
Forschungsarbeiten sind im Übrigen für das deutsche Zivilverfahrensrecht 
weitaus üppiger als für das englische. Zeitgenössische Systeme des gemei-

                                                 
5 Andrews, English Civil Procedure, Rn. 40.13; Handley, Res Judicata, Rn. 8.05; Bar-

nett, Res Judicata, Rn. 1.46. 
6 Z. B. Collins, Conflict of Laws, Bd. I, Rn. 12–002. 
7 Stevenson, Oxford Dictionary of English, <http://www.oxfordreference.com/views/ 

ENTRY.html?subview=Main&entry=t140.e0824250> (Internetressource der Universi-
tätsbibliothek Würzburg vom 29.08.2011), Stichwort subject matter noun: „the topic 
dealt with or the subject represented in a debate, exposition, or work of art.“ Vgl. auch 
Bunge, Terminologisches Wörterbuch, S. 230, Rn. 972, nach dem der Begriff subject 
matter jurisdiction für die sachliche Zuständigkeit eines Gerichts steht. 

8 Van Caenegem, History of Civil Procedure. 
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nen Prozesses haben Wetzell, Linde, Bayer und Bülow erstellt.9 Die deut-
schen partikularen Prozessordnungen beschreiben im 19. Jahrhundert ma-
terialreich Schwartz, von Mittermaier, Leonhardt und Schmidt.10 Hilfreich 
für eine Auswahl sind die Überblicke bei Dahlmanns und Nörr sowie die 
Arbeit von Ahrens.11 Das Schrifttum zur modernen Streitgegenstandslehre 
ist unüberschaubar; beispielhaft seien die Monographien von Schwab, 
Habscheid und Jauernig genannt.12 Jüngst kam der Beitrag von Althammer 
hinzu, der sich sowohl dem deutschen als auch dem europäischen Streitge-
genstandsbegriff widmet.13 Den „Streitgegenstand“ des gemeinen Prozes-
ses leiten in historischer Einordnung Löwisch und Hesselberger her.14 

Einen kursorischen Überblick in deutscher Sprache über den Ablauf des 
englischen Zivilverfahrens erstellte im 19. Jahrhundert Schuster.15 Das 
heutige englische Zivilverfahren umreißen Bunge und von Bernstorff.16 
Die Spezifika der englischen Streitstoffbestimmung finden Eingang in die 
Erläuterungen von Hartwieg und Schmidt.17 Der Problemkreis des Zusam-
menspiels von prozessualem und materiellrechtlichem Anspruch im engli-
schen Zivilrecht wird im deutschen Schrifttum zwar in unterschiedlichen 
Zusammenhängen angedeutet, ist aber noch nicht konsequent aufgegriffen 
und zum Gegenstand einer umfassenden Bearbeitung gemacht worden. Das 
Institut der Rechtskraft erörtert Germelmann, allerdings für das Verfahren 

                                                 
9 Wetzell, System; Linde, Lehrbuch; Bayer, Vorträge; Bülow, Die Lehre von den Pro-

zesseinreden. 
10 Schwartz, 400 Jahre deutscher Civilprozeßgesetzgebung; Mittermaier, Der gemeine 

deutsche bürgerliche Prozeß in Vergleichung; Leonhardt, Das Civilproceßverfahren des 
Königreichs Hannover; Leonhardt, Zur Reform des Civilprocesses; Schmidt, Die 
Klagänderung. 

11 Dahlmanns, Die Gesetzgebung zum Verfahrensrecht; Nörr, Wissenschaft und 
Schrifttum, Ius Commune, Bd. 10 (1983); Ahrens, Prozessreform und einheitlicher Zivil-
prozess. 

12 Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht; Schwab, Der Streitgegenstand im 
Zivilprozeß; Habscheid, Der Streitgegenstand im Zivilprozeß; Jauernig, Verhandlungs-
maxime, Inquisitionsmaxime und Streitgegenstand. 

13 Althammer, Streitgegenstand und Interesse. 
14 Löwisch, Die historische Entwicklung des Streitgegenstandes; Hesselberger, Die 

Lehre vom Streitgegenstand. 
15 Schuster, Die bürgerliche Rechtspflege in England. An einer mehrteiligen Darstel-

lung des englischen Zivilrechts versuchten sich im Rahmen der Reihe „Zivilgesetze der 
Gegenwart“ Goldschmidt u. a., die im Vorwort des ersten Teils ankündigten, auch eine 
Darstellung des Einflusses des Prozesses auf das Zivilrecht erarbeiten zu wollen. Leider 
ist der angekündigte zweite Teil nie erschienen. Besagte Reihe wurde wohl wegen Be-
ginn des Zweiten Weltkrieges nie zu Ende geführt, s. Kunze, Ernst Rabel, S. 155. 

16 Bunge, Zivilprozeß und Zwangsvollstreckung; Bernstorff, Einführung in das engli-
sche Recht. 

17 Hartwieg, Die Kunst des Sachvortrags; Schmidt, Der Abschied von der Mündlich-
keit. 
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des öffentlichen Rechts.18 Den Ablauf der englischen Klageeinleitung und 
des Erkenntnisverfahrens beschreiben Bieresborn und Schuster.19 Schließ-
lich haben Peter und auch Ziegenbein Vorarbeiten geleistet durch den Ver-
such, den Mythos der Isolation des englischen Rechts historisch in Frage 
zu stellen.20 

Die englische Literatur selbst wirft die Problematik der Streitsache im 
englischen Zivilverfahren nicht gesondert auf. Hinweise geben aber die 
historischen Darstellungen von Holdsworth, Pollock und Maitland, Baker, 
sowie die in Teilen erschienene Reihe The Oxford History of the Laws of 
England.21 Grundlegend zur Struktur des englischen Zivilverfahrens sind 
die Arbeiten von Maitland und Jacob.22 Als Standardwerke zum gegenwär-
tigen Verfahren werden Halsbury´s Laws of England und die Arbeiten von 
Andrews herangezogen.23 Besonders den Ablauf des englischen Vorverfah-
rens behandelt außerdem die Praktikerliteratur zur Schriftsatzerstellung, 
beispielsweise Brennan und Blair, Jacob und Goldrein oder Casson.24 

.

                                                 
18 Germelmann, Die Rechtskraft von Gerichtsentscheidungen. 
19 Bieresborn, Klage und Klageerwiderung; Schuster, Writ – claim form – Klage. 
20 Peter, Actio und writ; Ziegenbein, Die Unterscheidung von real und personal ac-

tions im Common Law. 
21 Holdsworth, A History of English Law; Pollock/Maitland, The History of English 

Law before the Time of Edward I; Baker, Introduction to English Legal History; Baker 
(Hrsg.), The Oxford History of the Laws of England. 

22 Maitland, The Forms of Action; Jacob, The Fabric of English Civil Justice. 
23 Mackay (Hrsg.), Halsbury´s Laws of England, 4. Aufl., Bath 1973–1987, mit Neu-

bearbeitungen 1988–2004; Andrews, Principles of Civil Procedure; Andrews, English 
Civil Procedure; Andrews, The Modern Civil Process. 

24 Brennan/Blair (Hrsg.), Precedents of Pleading; Jacob/Goldrein, Pleadings: Princi-
ples and Practice; Casson, Odgers´ Principles of Pleading. 



 

 
 
 

Kapitel 1 

Regeln für die Streitfestlegung 
vor Vereinheitlichung der Verfahrensordnungen 

I. Inhalt der Klage und Streitfestlegung im gemeinen Prozess 
I. Gemeiner Prozess 

Als „gemeiner Prozess“ wird dasjenige Verfahren bezeichnet, das im An-
schluss an den Jüngsten Reichsabschied (JRA) von 16541 im Heiligen Rö-
mischen Reich Deutscher Nation zumindest2 subsidiär galt. Seine Wurzeln 
liegen in einer Verbindung römisch-kanonischen und germanischen Rechts 
in den Städten Oberitaliens, das gelehrte Juristen sowie die geistliche Ge-
richtsbarkeit im Zuge der Rezeption nach Deutschland trugen.3 

 
1. Entwicklungslinien der gemeinrechtlichen Klageerhebung 

Der durch die wissenschaftliche Bearbeitung vorbereitete Sprung in die 
weltlichen Gerichte gelang einem modifizierten römisch-kanonischen Pro-
zess durch die Errichtung des Reichskammergerichts im Jahre 1495, des-
sen Reichskammergerichtsordnungen4 die subsidiäre Geltung des römisch-
kanonischen Rechts begründeten und Vorbild für partikulare Prozessord-
nungen waren.5 Sein Verfahrensablauf war zunächst nicht präzise festge-

                                                 
1 Die in dieser Arbeit im Wortlaut zitierten Normen des Jüngsten Reichsabschieds von 

1654 sind Laufs, Der jüngste Reichsabschied von 1654, entnommen. 
2 Für Regionen mit direkter Anwendung vgl. Ahrens, Prozessreform und einheitlicher 

Zivilprozess, S. 12. 
3 Zur Frührezeption und der Bedeutung der Kirche für das gelehrte Recht vgl. Trusen, 

Anfänge des gelehrten Rechts in Deutschland, insbesondere S. 13 ff., 34 ff. Eine Zusam-
menfassung der Entwicklung des gemeinen Prozesses geben Sellert, Art. Zivilprozeß, 
Zivilprozeßrecht, HRG V, Sp. 1744 ff.; Wieacker, Privatrechtsgeschichte, S. 182 ff.; 
Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, § 4, insbesondere Rn. 18 ff. 

4 Die Reichskammergerichtsordnungen wurden kontinuierlich erneuert und durch 
mehrere Reichsabschiede modifiziert, vgl. die Übersicht bei Wetzell, System, § 2 S. 4 
Anm. 5; Dick, Die Entwicklung des Kameralprozesses, S. 11 ff. Die vollständigste war 
die Reichskammergerichtsordnung von 1555, da sie die vorher einzeln entwickelten 
Rechtsgrundlagen bündelte, s. Dick, Die Entwicklung des Kameralprozesses, S. 7 f.; 
Schwartz, 400 Jahre deutscher Civilprozeßgesetzgebung, S. 87; Laufs, Die Reichskam-
mergerichtsordnung von 1555, S. 18. 

5 § 137 JRA hielt die Reichsstände dazu an, ihr eigenes Verfahren nach der Vorlage 
des Kameralverfahren zu entwerfen, vgl. dazu Sellert, Prozeßgrundsätze und Stilus 
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legt und wurde maßgeblich von den Parteien bestimmt, da er streng der 
Verhandlungsmaxime folgte.6 Durch den stilus curiae7 ergab sich ein Ver-
fahren, das aus aneinandergereihten, nicht-öffentlichen Terminen bestand, 
in denen die Parteien wechselseitig auf das Parteivorbringen des Gegners 
reagierten. 

Die Parteien verhandelten im Kameralprozess seit dem 16. Jahrhundert 
schriftlich.8 Sie folgten dabei zunächst der Artikulationspflicht, die aus 
dem Positionalverfahren des kanonischen Verfahrens stammte und den 
Kläger anhielt, in seiner Klageschrift nicht nur den Klagegrund anzugeben, 
sondern bereits sämtliche klagebegründenden Tatsachen einzeln aufzuglie-
dern, mithin zu „artikulieren“.9 Der Beklagte antwortete darauf ebenso 
schriftlich und auf jeden einzelnen Artikel. 

Da die unbegrenzte Aneinanderreihung von Klage, Erwiderung, Replik 
und so fort die Gefahr barg, das Verfahren zu verschleppen, versuchte 
man, es durch die strenge Handhabung des Eventualprinzips zu beschleu-
nigen. Es verpflichtete die Parteien, alle gleichartigen, später sogar alle 
demselben Prozesszweck dienenden Parteihandlungen so frühzeitig wie 
möglich vorzunehmen.10 Im selben Vortrag mussten sowohl die gegneri-
schen Tatsachenbehauptungen bestritten werden, als auch der Gegenangriff 
erfolgen, wenn die Partei in ihrem Vorbringen nicht für spätere Termine 
präkludiert sein wollte.  

Die Häufung von Terminen brachte das Kameralverfahren um eine 
stringente Gliederung und verlangsamte seinen Ablauf. Dass auch eine 
schnellere Beilegung von Rechtsstreitigkeiten möglich war, bewies das 
sächsische Recht, das sich dem Rezeptionsprozess weitgehend widersetzte. 
Sein Verfahrensrecht hatte deutlicher als das Kameralverfahren seine 
deutschrechtlichen Wurzeln beibehalten und war vor allem durch die Kon-
stitutionen des Kurfürsten August I. von 1572 und durch die Kursächsische 

                                                 
Curiae, S. 47. – Neben dem Reichskammergericht sprach der Reichshofrat obergericht-
lich Recht. Zu dessen Bedeutung und den Besonderheiten seiner Klagegestaltung, die 
diese Arbeit nicht berücksichtigt, vgl. Sellert, Prozeßgrundsätze und Stilus Curiae, 
S. 46 ff., 132 ff. 

6 Für Beispiele des Inhalts zivilrechtlicher Streitigkeiten am Reichskammergericht 
vgl. Amend-Traut, Zivilverfahren vor dem Reichskammergericht, S. 135 ff. 

7 Zum stilus curiae als durch Gerichtsgebrauch entstandene Verfahrensregeln vgl. Sel-
lert, Prozeßgrundsätze und Stilus Curiae, S. 59 ff., 93 ff. 

8 „Quod non in actis, non est in mundo.“, so Dick, Die Entwicklung des Kameralpro-
zesses, S. 119; Laufs, Die Reichskammergerichtsordnung von 1555, S. 12. Zu den ver-
bleibenden mündlichen Elementen des Kameralprozesses vgl. Diestelkamp, Beobachtun-
gen zur Schriftlichkeit im Kameralprozeß, S. 110 ff.  

9 Vgl. Bieresborn, Klage und Klageerwiderung, S. 224. Die Artikulierungspflicht 
wurde erstmals 1521 bis 1523 festgesetzt und galt ab 1570 bis zum Jüngsten Reichsab-
schied von 1654, s. Bieresborn, Klage und Klageerwiderung, S. 234, 250 f. 

10 Bieresborn, Klage und Klageerwiderung, S. 220 f. 


